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I. Zusammenfassung der Motion 

In einer am 14. Juni 2012 eingereichten und begründeten Motion verlangt der Motionär Raoul 
Girard vom Staatsrat, dass er dem Grossen Rat einen Gesetzesentwurf zur Änderung von Artikel 
115 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden (GG, SGF 140.1) 
unterbreite. Der Artikel soll dahingehend geändert werden, dass die Beschränkung auf höchstens 
fünf Stimmen pro Delegierten einer Gemeinde innerhalb eines Gemeindeverbands aufgehoben 
werde. 

Der Motionär ist der Ansicht, dass die Beschränkung auf höchstens fünf Stimmen pro Delegierten 
zu Situationen führt, die vor allem für grössere Gemeinden, deren Stimmenzahl bei über 25 liegen 
kann, sehr schwierig sein können. Es kann vorkommen, dass der gesamte Gemeinderat für eine 
Delegiertenversammlung mobilisiert wird. Oftmals würden die Gemeinden schlicht und einfach auf 
Stimmen verzichten, wenn sie keine genügende Anzahl Delegierte vorweisen können. 

Der Motionär betont ausserdem, dass der wahrscheinliche Zweck dieser Forderung der 
Stimmenbeschränkung – nämlich zu vermeiden, dass ein einziger Delegierter einen Entscheid fällen 
kann, der nicht die Meinung des Gemeinderats, den er vertritt, widerspiegelt – zwar lobenswert, 
jedoch nicht notwendig sei. Einerseits sollte Artikel 115 Abs. 4 (der namentlich vorsieht, dass der 
Gemeinderat einen Delegierten aus wichtigen Gründen abberufen kann) ausreichen, damit eine 
solche Situation nicht eintritt. Andererseits führt er das Beispiel der Generalversammlungen der 
Aktionäre von Aktiengesellschaften an, bei denen es gemäss dem Motionär keine Beschränkung der 
Stimmen pro Delegierten gäbe und ein einziger Gemeinderat für gewöhnlich über eine beträchtliche 
Anzahl Stimmen verfüge, ohne dass diese Situation Probleme zu bereiten scheine. Folglich müsse 
das Verbot für einen Delegierten, im Rahmen von Gemeindeverbänden über mehr als fünf Stimmen 
zu verfügen, aufgehoben werden können. Gegebenenfalls könnte Artikel 115 Abs. 4 GG verstärkt 
werden. 

II. Antwort des Staatsrats 

Die Möglichkeit für einen Delegierten, an der Delegiertenversammlung eines Gemeindeverbands 
über mehr als eine Stimme zu verfügen, wurde bei der Teilrevision des Gesetzes über die 
Gemeinden eingeführt, die am 4. Mai 1995 vom Grossen Rat angenommen worden ist. Zuvor galt 
die Regel «1 Delegierter – 1 Stimme». Die Botschaft des Staatrats zu Artikel 115 Abs. 2 begründet 
diese Änderung wie folgt: «In Verbänden, die sich aus vielen Gemeinden zusammensetzen, […] 
können die bevölkerungsstärksten Gemeinden aufgrund der proportionalen Vertretung heute viele 
Delegierte stellen. Dies bringt hinsichtlich der Vorbereitung, der Absprache und der Verfügbarkeit 
dieser Delegierten grosse Nachteile mit sich. Solche Probleme können vermieden werden, wenn ein 
Delegierter über mehrere Stimmen verfügen kann.» (TGR 1995 S. 50). In der Botschaft wird 
angefügt, dass sich diese Änderung vor allem an die Gemeinde Freiburg richtet (ibidem). Auf den 
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Grund, weshalb beschlossen wurde, die Anzahl Stimmen pro Delegierten auf fünf zu beschränken, 
wird hingegen nicht eingegangen (Art. 115 Abs. 2 in fine). 

Wie man feststellen kann, war anlässlich der Änderung des Gesetzes über die Gemeinden von 1995 
eines der Argumente für die Einführung der Möglichkeit, dass ein Delegierter über mehrere 
Stimmen verfügen kann, das Problem der Verfügbarkeit von Delegierten aus sehr 
bevölkerungsreichen Gemeinden. Es handelte sich also vor allem um die Stadt Freiburg. 

Man kann davon ausgehen, dass sich die Problematik seither noch verschärft hat; seit 1995 haben 
zahlreiche Gemeinden fusioniert (die Anzahl der Gemeinden im Kanton ist zwischen 1995 und 
2012 von 250 auf 165 zurückgegangen), was zu einem Anstieg an relativ bevölkerungsreichen 
Gemeinden geführt hat. Diese Tendenz dürfte mit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 9. Dezember 
2010 über die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse (GZG, SGF 141.1.1) am 1. Januar 2012 
auch weiter bestehen. Mit anderen Worten und angesichts des in Artikel 115 Abs. 2 GG 
vorgesehenen Kriteriums der proportionalen Vertretung könnte sich eine wachsende Zahl 
Gemeinden mit der vom Motionär zur Sprache gebrachten Schwierigkeit konfrontiert sehen, 
nämlich, dass der gesamte oder ein Teil des Gemeinderats (in Anbetracht von Artikel 115 Abs. 4 
GG) für eine Versammlung mobilisiert werden muss, damit die Gemeinde alle Stimmen geltend 
machen kann, die ihr zustehen. Hingegen ist der Staatsrat der Ansicht, dass keine Gemeinde 
gezwungen ist, aufgrund einer ungenügenden Delegiertenzahl auf ihre Stimmen zu verzichten, da es 
das Gesetz ja gerade erlaubt, Delegierte ausserhalb des Gemeinderats zu ernennen, wenn sich das 
als nötig erweisen sollte. 

Schliesslich soll noch auf das hypothetische Risiko eingegangen werden, das den Gesetzgeber 
vermutlich dazu veranlasst hat, sich für die geltende Lösung zu entscheiden, nämlich dass ein 
Delegierter ohne Beschränkung der Stimmenzahl ein entscheidendes Gewicht erlangen und sein 
Mandat eventuell nicht entsprechend der Meinung des Gemeinderats ausüben könnte. Der Staatsrat 
erinnert jedoch daran, dass sich der Auftrag des Delegierten nicht darauf beschränkt, über die 
Vorschläge des Vorstands mit ja oder nein abzustimmen; wäre dies der Fall, so könnte man auf die 
Sitzungen verzichten und die Beschlüsse per Rundschreiben fassen. Gewisse Themen erfordern eine 
Diskussion und es ist wichtig, dass der Informationsfluss zwischen den Mitgliedgemeinden und 
dem Verband gewährleistet ist. Für diese Aufgaben kann sich – je nach Fall – eine Delegation, die 
sich aus mehreren Personen zusammensetzt, als vorteilhafter erweisen. Dies gilt vor allem für 
Mehrzweckverbände, deren Zwecke keinen Zusammenhang mehr haben müssen und somit mehrere 
Ressorts auf Gemeindeebene betreffen können. 

Der Staatsrat ist jedoch, wie der Motionär, der Ansicht, dass Artikel 115 Abs. 4 GG ausreichende 
Garantien bietet. Diese Bestimmung hält ausdrücklich fest, dass der Delegierte verpflichtet ist, bei 
der Ausübung seines Amtes das Kollegialitätsprinzip zu wahren. Darüber hinaus kann ein 
Verhalten, das die Amtspflichten verletzt, vom Gemeinderat, der die Befugnis hat, den fraglichen 
Delegierten abzuberufen, geahndet werden. 

Aus diesen Gründen und in Anbetracht dessen, dass der Gemeindeautonomie hier eine wichtigere 
Stellung eingeräumt werden sollte, ist der Staatsrat der Meinung, dass die Motion insofern für 
erheblich erklärt werden kann, als die Höchstzahl der Stimmen pro Delegierten nicht mehr vom 
Gesetz über die Gemeinden vorgeschrieben wird, dass in den Verbandsstatuten jedoch eine solche 
Beschränkung vorgesehen werden kann. 
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Eine solche Lösung müsste jedoch auf den ersten Satz von Artikel 115 Abs. 2 GG abgestimmt 
werden, der vorsieht, dass die Statuten die Zahl der Delegierten und die Anzahl Stimmen je 
Delegierten bestimmen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass sich die Statuten oft darauf beschränken, 
die Anzahl der Delegierten festzulegen, und nicht immer die Anzahl Stimmen pro Delegierten 
enthalten. Ohne festgelegte Stimmenzahl pro Delegierten würde die Regel gelten: «1 Delegierter – 
1 Stimme». Um dieses Szenario zu vermeiden, gilt es daher den Schwerpunkt systematisch auf die 
Festlegung der Anzahl Stimmen pro Gemeinde zu legen, wie das im Übrigen in den Musterstatuten 
vorgesehen ist, und darüber hinaus die Anzahl Delegierten zu bestimmen.  

Eine Änderung des Gesetzes über die Gemeinden wird somit bei erster Gelegenheit vorschlagen 
werden. 

Aus den in dieser Antwort dargelegten Gründen beantragt Ihnen der Staatsrat, diese Motion im 
vorerwähnten Sinne für erheblich zu erklären. 

23. Oktober 2012 


